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Tenor 

I. Die Berufung der Beklagten gegen das am 12. Februar 2014 verkündete Urteil der Ein-
zelrichterin der 11. Zivilkammer des Landgerichts Potsdam – 11 O 84/11 – wird zurück-
gewiesen. 

II. Die Kosten des Berufungsverfahrens fallen der Beklagten zur Last. 

III. Das Berufungsurteil und das angefochtene Urteil sind ohne Sicherheitsleistung vorläu-
fig vollstreckbar. 

IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Gründe 

I. 
Der Kläger, der seinen Angaben zufolge auf der Halbinsel Krim lebt, verlangt von der Beklag-
ten, die in der Nähe von P[…] wohnt, nach vorzeitiger Beendigung einer Internetauktion die 
Zahlung von Schadensersatz. Die Anspruchsgegnerin hatte im November 2010, handelnd un-
ter dem Mitgliedsnamen „m[…]“, bei dem Auktionshaus […] zu dessen Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen für die Nutzung der deutschsprachigen Websites – künftig zitiert als […]-AGB – 
(Ausdruck Anlage B3/GA I 100 ff.) mit der Artikelnummer 160503260751 ein Angebot betref-
fend den Verkauf eines Kraftfahrzeugs der Marke Ford Pickup F150 zum Startpreis von € 1,00 
eingestellt (Ausdruck Anlage K1/GA I 5 f.), das an sich zehn Tage lang bestehen sollte, von ihr 
jedoch am 16. November 2010 – unter Streichung aller Gebote – mit dem Zusatz „Mindest-
preis war falsch“ vorzeitig beendet wurde. Zu dieser Zeit lag laut Gebotsübersicht (Ausdruck 
Anlage K2/GA I 7R) bereits ein Maximalgebot von € 11.000,00 vor, dass das […]-Mitglied mit 
dem Namen „a[…]“ am 07. November 2010 abgegeben hatte. Da das aktuelle Gebot eines 
Dritten gemäß der Übersicht damals € 9.211,00 betrug, erhielt nach den […]-Regularien auto-
matisch „a[…]“ als der Höchstbietende am Auktionsende den Zuschlag zum Kaufpreise von 
€ 9.261,00, der einen pauschalen Erhöhungsbetrag von € 50,00 einschließt.  

Am 15. März 2012 bestätigte die deutsche Zweigniederlassung der […] International AG dem 
Anspruchsteller per E-Mail (Ausdruck Anlage K 19/GA I 119), er sei am 16. November 2010 
unter dem Mitgliedsnamen „a[…]“ registriert gewesen. Die Beklagte hatte bereits mit ihrem 
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Anwaltsschreiben vom 22. Februar 2011 (Kopie Anlage K7/GA I 11) den rechtsgültigen Ab-
schluss eines Kaufvertrages zwischen den Parteien verneint, infrage gestellt, dass das Höchst-
gebot tatsächlich vom Kläger stamme, und mitgeteilt, das Fahrzeug inzwischen einem Dritten 
übereignet zu haben. Im Übrigen wird zur näherer Darstellung des Sachverhalts und der erst-
instanzlichen Prozessgeschichte gemäß § 540 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZPO auf den Tatbestand des 
angegriffenen Urteils Bezug genommen (LGU 2 ff.). Im Berufungsrechtszug hat die Rechtsmit-
telführerin – unter Hinweis auf die aktuelle weltpolitische Entwicklung in der Krim-Region seit 
Ende Februar 2014 – vom Rechtsmittelgegner Sicherheitsleistung für die Prozesskosten ver-
langt. 

Vom Landgericht Potsdam, das in der Vorinstanz erkannt hat, wurde der Klage – nach Einho-
lung eines gerichtlichen Sachverständigengutachtens über den Fahrzeugwert – lediglich in 
Höhe von € 5.739,00 stattgegeben; hinsichtlich weiterer € 2.000,00 blieb sie erfolglos. Begrün-
dend hat die Zivilkammer ausgeführt: Dass der Kläger als Person tatsächlich existiere und un-
ter der von ihm angegebenen Anschrift wohne, sei durch eine Kopie seines Inlandspasses und 
einer Gasrechnung (GA II 194 ff.) hinreichend belegt. Die Prozessvollmacht befinde sich im 
Original bei den Akten (GA II 193). Die Beklagte schulde Schadensersatz wegen Nichterfüllung 
des zwischen den Parteien wirksam zustande gekommenen Kaufvertrages. Aufgrund der ein-
gereichten Unterlagen sei davon auszugehen, dass es sich beim Anspruchsteller um den Bieter 
„a[…]“ handele und er seinerzeit das bei € 9.261,00 liegende Höchstgebot abgegeben habe. 
Ein rechtsgültiger Widerruf der Verkaufsofferte gemäß § 130 Abs. 1 Satz 2 BGB scheitere an 
§ 10 Nr. 1 Satz 1 […]-AGB. Ebenso fehle es an einer erfolgreichen Anfechtung des Rechtsge-
schäftes; weder zum Anfechtungsgrund noch zu Anfechtungserklärung habe die Anspruchs-
gegnerin hinreichend vorgetragen. Da die Erfüllung von ihr zu Unrecht verweigert worden sei, 
schulde sie Schadensersatz in Höhe der Differenz zwischen dem Vertrags- und dem Markt-
preis. Letzterer habe nach dem gerichtlichen Sachverständigengutachten vom 04. März 2013 
(Sonderheft) im Monat November 2010 in Deutschland € 15.000,00 betragen. Wegen der wei-
teren Einzelheiten wird auf die Ausführungen im angefochtenen Urteil Bezug genommen (LGU 
8 ff.). 

Letzteres ist der Beklagten zu Händen ihrer erstinstanzlichen Prozessbevollmächtigten laut 
deren Empfangsbekenntnis am 19. Februar 2014 (GA II 243) zugestellt worden. Sie hat am 
10. März 2014 (GA II 233) mit anwaltlichem Schriftsatz Berufung eingelegt und ihr Rechtsmit-
tel mit einem am 22. April 2014, dem Dienstag nach dem Osterfest, bei dem Brandenburgi-
schen Oberlandesgericht – vorab per Telekopie – eingegangenen Anwaltsschriftsatz begrün-
det (GA II 248 ff.). 

Die Beklagte ficht das landgerichtliche Urteil – unter Wiederholung und Vertiefung ihrer bis-
herigen Darlegungen – in vollem Umfange ihrer Beschwer an. Dazu trägt sie speziell Folgendes 
vor: 

Ihr Antrag auf Leistung von Prozesskostensicherheit nach § 110 ZPO sei nicht verspätet, weil 
sich die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erst im Laufe des Rechtsstreits ergeben hätten. 
Der Kläger wohne nach eigenem Bekunden auf der Halbinsel Krim, die völkerrechtlich wohl 
zur Ukraine gehöre, jedoch von der Russischen Föderation annektiert worden sei. Welches 
Rechtssystem und welche Zustellmöglichkeiten es dort künftig unter welchen Bedingungen 
geben werde, sei derzeit völlig unbekannt. Momentan könnten keine Postsendungen mehr 
zugestellt werden. Die künftige Behandlung der Republik Krim sei unbekannt und unsicher. Da 
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diese sich tatsächlich nicht mehr unter der Kontrolle des ukrainischen Staatssystems befinde 
und ihre Aufnahme in die Russische Föderation international nicht anerkannt werde, müsse 
sie als eigenständiges Völkerrechtssubjekt bewertet werden, auf das das Haager Übereinkom-
men über den Zivilprozess von 1954 (HZPÜ 1954) keine Anwendung finde. Die Russische Fö-
deration werde insoweit nicht als Vertragspartner betreffend die Krim angesehen. 

Im Übrigen habe die Zivilkammer zu Unrecht angenommen, dass der Anspruchsteller tatsäch-
lich existiere. Es müsse davon ausgegangen werden, dass das Original des Inlandspasses we-
der seiner Prozessbevollmächtigten noch der Übersetzerin vorgelegen habe. Die angebliche 
Gasrechnung sei nicht vorhanden. Aus den Originaldokumenten hätte sich ergeben, dass die 
Übersetzung unzulänglich sei und die Unterschriften nicht übereinstimmten. Deshalb hätte 
das Landgericht auf eine Inaugenscheinnahme der Originaldokumente keineswegs verzichten 
dürfen. Die Unterschrift auf der Vollmachtsurkunde vom 01. März 2011 (GA II 193) sei ge-
fälscht. Erst recht habe die Klägervertreterin keine ordnungsgemäße Prozessvollmacht für die 
zweite Instanz. 

Jedenfalls sei nicht erwiesen, dass der Berufungsgegner unter dem Pseudonym „a[…]“ mitge-
boten habe. Das Internetauktionshaus wisse selbst nicht, welche Personen tatsächlich hinter 
den jeweiligen Mitgliedsnamen stünden und weise in § 1 Abs. 7 […]-AGB ausdrücklich darauf 
hin, dass sich jeder Teilnehmer allein von der Identität seines Vertragspartners überzeugen 
müsse. Die Einholung von Erkundigungen betreffend den Anspruchsteller obliege ihr, der Be-
klagten, insoweit keineswegs, zumal die Handelsplattform […] nicht unter ihrer Anleitung, Auf-
sicht oder Verantwortung tätig werde. Entsprechendes gelte mit Blick auf das behauptete 
Höchstgebot. Die Darlegungs- und Beweislast trage ausschließlich der Kläger. E-Mail-Ausdru-
cke seien nach der Zivilprozessordnung keine zulässigen Beweismittel. Das Gutachten des ge-
richtlichen Sachverständigen Dipl.-Ing. K[…] L[…] eigene sich nicht für eine zuverlässige Wert-
bestätigung, weil gerade einmal vier Fahrzeuge als Vergleichsobjekte aus Zeitschrifteninsera-
ten herangezogen werden konnten, wovon maximal drei überhaupt einschlägig seien und wo-
bei sich die Schätzungen des Gutachters in keiner Weise nachvollziehen ließen. 

Die Beklagte beantragt, 

a) dem Kläger Prozesskostensicherheit gemäß § 110 ZPO aufzuerlegen; 

b) unter teilweiser Abänderung des angefochtenen Urteils die Klage insgesamt abzuwei-
sen. 

Der Kläger beantragt, 

die Berufung kostenpflichtig zurückzuweisen. 

Er verteidigt – seine bisherigen Darlegungen im Kern ebenfalls wiederholend und vertiefend 
– die angefochtene Entscheidung, soweit sie ihm günstig ist; im Übrigen nimmt er sie hin. Er 
trägt insbesondere Folgendes vor: 

Mit der Berufungsbegründung werde nicht dargetan, dass und warum eine erneute Tatsa-
chenfeststellung geboten sei. Die Vorinstanz habe sich im Rahmen freier Beweiswürdigung 
von seiner – des Anspruchstellers – Existenz überzeugen können. Die Vorlage der Originaldo-
kumente sei nicht erforderlich gewesen; weder hätten Zweifel an der Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der beglaubigten Übersetzungen bestanden noch gebe es Anhaltspunkte dafür, dass 
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die Einzelrichterin des Ukrainischen mächtig gewesen sei. Auch der Nachweis, unter dem 
Pseudonym „a[…]“ geboten zu haben, sei ihm – dem Kläger – gelungen. Welche weiteren Fest-
stellungen oder Nachforschungen noch möglich oder notwendig gewesen wären, zeige die 
Anspruchsgegnerin nicht auf. Das Geschäftsmodell des Auktionshauses […] gestatte keine an-
dere Nachweisführung. Die Beklagte bestreite ins Blaue hinein. Bei E-Mail-Ausdrucken han-
dele es sich um – zivilprozessual statthafte – Urkundenbeweise. Im Onlinehandel existierten 
keine anderen Schriftstücke. Das Gutachten des Sachverständigen Dipl.-Ing. K[…] L[…] sei in 
sich widerspruchsfrei und enthalte keine mit der Logik unvereinbaren Schlussfolgerungen. Die 
beklagtenseits erhobenen Einwände habe der Gutachter bei der mündlichen Anhörung aus-
geräumt. Sei ein Kraftfahrzeug wie das hier in Rede stehende auf dem Markt relativ selten 
anzutreffen, könnten vier Vergleichsobjekte genügen. Den Besonderheiten des Einzelfalles sei 
bei der Begutachtung durchaus Rechnung getragen worden. 

In der mündlichen Verhandlung zweiter Instanz ist die Sach- und Rechtslage mit den Erschie-
nenen eingehend erörtert worden; hierbei hat der Senat – im Rahmen des § 139 ZPO – alle 
entscheidungsrelevanten Gesichtspunkte angesprochen. Der im Termin am 12. August 2015 
geschlossene Prozessvergleich (GA II 329, 330 f.) ist von der Beklagten mit Anwaltsschriftsatz 
vom 31. August 2015, der an diesem Tage per Telekopie beim Brandenburgischen Oberlan-
desgericht einging (GA II 341), widerrufen worden. Der Kläger hat mit anwaltlichem Schriftsatz 
vom 09. Dezember 2015 (GA II 359) eine Prozessvollmachts- und Genehmigungserklärung 
vom 07. Dezember 2015 vorgelegt; die Echtheit der darauf befindlichen Unterschrift ist am 
selben Tage von dem Notar Dr. T[…] P[…] aus I[…] zur UR-Nr. P 2222/2015 beglaubigt worden 
(GA II 360 f.). Mit Zustimmung der Parteien (GA II 365 und 367) hat der Senat durch Beschluss 
vom 19. Januar 2016 (GA II 368 f.) angeordnet, dass ohne (weitere) mündliche Verhandlung 
entschieden werden soll. Wegen der näheren Details des Sach- und Streitstandes sowie der 
bisherigen Prozessgeschichte wird ergänzend auf die Anwaltsschriftsätze beider Seiten nebst 
Anlagen, auf alle Terminsprotokolle und auf den übrigen Akteninhalt verwiesen. 

II. 

A.  
Das Rechtsmittel der Beklagten ist an sich statthaft und auch im Übrigen zulässig; es wurde 
insbesondere nicht nur frist-, sondern auch formgerecht eingelegt und begründet (§§ 517 ff. 
ZPO). Der Anwaltsschriftsatz der Anspruchsgegnerin vom 22. April 2014 (GA II 248 ff.) erfüllt 
die Mindestanforderungen, die § 520 Abs. 3 Satz 2 ZPO an den Inhalt einer jeden Berufungs-
begründung stellt (vgl. hierzu BGH, Beschl. v. 23.10.2012 - XI ZB 25/11, Rdn. 10 f., m.w.N., juris 
= BeckRS 2012, 22810). Ob sich diese als schlüssig erweist und erfolgversprechende Angriffe 
enthält, spielt nach der ständigen höchstrichterlichen Judikatur, der sich der Senat ange-
schlossen hat, für die Zulässigkeit des Rechtsmittels keine Rolle. Vielmehr genügt insoweit 
jede konkret auf den zur Entscheidung stehenden Einzelfall zugeschnittene Auseinanderset-
zung mit dem angefochtenen Urteil, die zweifelsfrei erkennen lässt, in welchen Punkten es 
angefochten werden soll und aus welchen tatsächlichen oder rechtlichen Erwägungen es – 
gemäß der Auffassung des jeweiligen Berufungsführers – unrichtig ist (vgl. Zöller/Heßler, ZPO, 
31. Aufl., § 520 Rdn. 35 f., m.w.N.). Im Streitfall richten sich die Rechtsmittelangriffe gegen die 
tatsächlichen Feststellungen der Vorinstanz. Hierauf können sich die Ausführungen in einem 
Begründungsschriftsatz beschränken (§ 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 ZPO). Konkrete Anhaltspunkte 
im Sinne des Gesetzes, die Zweifel an der Richtigkeit oder der Vollständigkeit der Tatsachen-



 CISG-online 2727 

 

 5 

feststellungen im angefochtenen Urteil begründen und deshalb eine erneute Feststellung ge-
bieten, lägen unter anderem vor, wenn das Landgericht – wie die Beklagte rügt – seine Ent-
scheidungsfindung auf zivilprozessual unzulässige Beweismittel gestützt hätte. 

B.  
In der Sache selbst bleibt das Rechtsmittel jedoch erfolglos. Das Landgericht hat der Klage, 
soweit die erstinstanzliche Entscheidung hier inhaltlich zur Nachprüfung durch den Senat 
steht, zutreffend stattgegeben. Das Rechtsschutzbegehren des Anspruchstellers ist diesbezüg-
lich sowohl zulässig als auch begründet. Alle erforderlichen Sachurteilsvoraussetzungen liegen 
vor. Hierzu gehört – neben den später noch näher zu erörternden Fragen, ob der Kläger tat-
sächlich existiert, ob er seine anwaltliche Vertreterin für den vorliegenden Rechtsstreit ord-
nungsgemäß bevollmächtigt hat und ob er gemäß § 110 ZPO auf Verlangen der Beklagten we-
gen der Prozesskosten Sicherheit leisten muss – die (durch die Zivilkammer konkludent be-
jahte) internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte. Diese folgt hier – weil die An-
spruchsgegnerin ihren Wohnsitz im Inland hat und die Streitsache vor dem 15. Januar 2015 
rechtshängig geworden ist – aus dem Art. 2 Abs. 1 EuGVVO a.F.; als Rechtsetzungsakt der Eu-
ropäischen Union gilt die Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung unmit-
telbar in allen Mitgliedsstaaten, ohne dass es darauf ankommt, ob beide Prozessparteien An-
gehörige eines solchen Staates sind oder dort ihren Wohnsitz respektive ständigen Aufenthalt 
haben. 

Zutreffend ist die Vorinstanz ferner von der Anwendbarkeit des (materiellen) deutschen 
Rechts ausgegangen. Kaufverträge über bewegliche Sachen unterliegen – sofern von den Part-
nern wie hier keine Rechtswahl getroffen wurde (Art. 3 Rom-I-VO) – dem Recht des Staates, 
in dem der jeweilige Verkäufer seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (Art. 4 Abs. 1 lit. a Rom-I-
VO); aus dem Art. 4 Abs. 1 lit. g Rom-I-VO ergibt sich nichts Abweichendes, da sich bei Online-
auktionen – sofern man[…]-Geschäfte im Rechtssinne überhaupt als solche qualifiziert – ein 
Ort der Versteigerung nicht sinnvoll bestimmen lässt (so BeckOK-BGB/Spickhoff, 38. Edition, 
VO [EG] 593/2008 Art. 4 Rdn. 46; ferner MünchKommBGB/Martiny, 6. Aufl., Rom I-VO Art. 4 
Rdn. 154; Schulze/Staudinger, Hk-BGB, 8. Aufl., Rom I-VO Art. 4 Rdn. 8; jeweils m.w.N.). Die 
Bestimmungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen betreffend Verträge über den 
internationalen Warenkauf (CISG) sind jedenfalls deshalb nicht einschlägig, weil die Auslands-
berührung des Vertrags für die Beklagte bei dessen Abschluss nicht erkennbar gewesen ist 
(Art. 1 Abs. 2 CISG) und weil Versteigerungen nicht in den sachlichen Geltungsbereich des Ab-
kommens fallen (Art. 2 lit. b CISG). Anspruchsgrundlage ist somit im Streitfall § 281 Abs. 1 
i.V.m. § 280 BGB. Im Einzelnen gilt Folgendes: 

1.  
Gegen die Zulässigkeit der erhobenen Klage sind – zumindest am Schluss der zweiten Instanz 
– keine durchgreifenden Bedenken (mehr) zu erheben. 

a)  
Dass der Anspruchsteller als natürliche Person tatsächlich existiert und der hier vorliegende 
Rechtsstreit mit seiner ausdrücklichen Billigung durch eine ordnungsgemäß bevollmächtigte 
anwaltliche Vertreterin geführt wird, ist aufgrund der notariell beglaubigten Prozessvoll-
machts- und Genehmigungserklärung vom 07. Dezember 2015 (GA II 360 f.) nunmehr zwei-
felsfrei erwiesen. Laut dem Beglaubigungsvermerk erschien der Kläger am 07. Dezember 2015 
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vor dem Notar Dr. T[…] P[…] in I[…], legitimierte sich dort mit einem amtlichen Lichtbildaus-
weis und vollzog seine Unterschrift auf der Erklärungsurkunde vor dem amtierenden Notar. 
Gemäß § 10 i.V.m. § 40 Abs. 4 BeurkG wird bei der notariellen Beglaubigung von Unterschrif-
ten die Identität der Beteiligten festgestellt. Als öffentliche Urkunde im Sinne des § 418 ZPO 
erbringt der Beglaubigungsvermerk vollen Beweis für die darin bezeugten Tatsachen, hier also 
für das persönliche Erscheinen des Berufungsgegners und für dessen Unterschriftsleistung. 
Das Zeugnis des Notars beruht auf dessen eigener Wahrnehmung (§ 418 Abs. 3 ZPO). Einwen-
dungen gegen die Echtheit des notariellen Beglaubigungsvermerks hat die Rechtsmittelführe-
rin nicht erhoben. Ebenso wenig wurden von ihr Umstände vorgetragen, die geeignet sind, die 
Unrichtigkeit der bezeugten Tatsachen zu beweisen, was nach § 418 Abs. 2 ZPO zulässig wäre. 
Die Prozessvollmacht für seine anwaltliche Vertreterin, die der Kläger in dem Dokument vom 
07. Dezember 2015 erteilt und bestätigt hat, genügt ohne Weiteres den gesetzlichen Anfor-
derungen des § 80 Satz 1 ZPO. Darüber hinaus enthält das Schriftstück eine vorsorgliche und 
explizite Genehmigungserklärung betreffend sämtliche Prozesshandlungen, die bislang für ihn 
in diesem Rechtsstreit vorgenommen worden sind. Hierdurch wäre ein eventueller Voll-
machtsmangel – entsprechend dem § 184 Abs. 1 BGB – mit Rückwirkung geheilt (vgl. BGH, 
Beschl. v. 19.07.1984 - X ZB 20/83, Rdn. 11, juris = BeckRS 9998, 164205; ferner BeckOK-
ZPO/Piekenbrock, 20. Edition, § 89 Rdn. 20; MünchKommZPO/Toussaint, 4. Aufl., § 89 
Rdn. 17; jeweils m.w.N.). 

b)  
Sicherheit für die Prozesskosten der Beklagten muss der Anspruchsteller nicht leisten. Der 
entsprechende Antrag scheitert zwar keineswegs bereits deshalb, weil er von der Rechtsmit-
telführerin nicht gemäß § 282 Abs. 3 ZPO schon im ersten Rechtszug vor ihrer Verhandlung 
zur Hauptsache beziehungsweise vor Ablauf der Klageerwiderungsfrist gestellt wurde. Denn 
sie hat die Verspätung nach § 296 Abs. 3 ZPO hinreichend damit entschuldigt, erst durch die 
aktuelle weltpolitische Entwicklung in der Krim-Region seit Ende Februar 2014 Anlass dafür 
gesehen zu haben, Prozesskostensicherheit zu verlangen. Diese Ereignisse konnten in der Ein-
gangsinstanz, in der die letzte mündliche Verhandlung am 21. Januar 2014 stattgefunden hat 
(LGU 1 und GA II 200), noch nicht berücksichtigt werden. In der Sache selbst ändern sie aller-
dings nichts daran, dass der Kläger laut § 110 Abs. 2 Nr. 1 ZPO aufgrund völkerrechtlicher Ver-
träge – hier speziell des Haager Übereinkommens über den Zivilprozess von 1954 (HZPÜ 1954) 
– von der Sicherheitsleistung für die Prozesskosten befreit ist. Sowohl die Ukraine als auch die 
Russische Föderation gehören zu den Vertragsstaaten des Übereinkommens. Als eigenständi-
ges Völkerrechtssubjekt versteht sich die Krim-Region nicht einmal selbst. Wegen der Einzel-
heiten wird auf die beiden gerichtlichen Hinweisschreiben des Senats vom 25. April 2014 (GA II 
262) und vom 19. Juni 2014 (GA II 282 f.) Bezug genommen. Ob die Anspruchsgegnerin, sofern 
sie den Rechtsstreit gewinnen würde, eine reale Chance hätte, dass ein zu ihren Gunsten er-
gangener Kostenausspruch auf der Krim vollstreckt wird, spielt in diesem Zusammenhang 
keine maßgebliche Rolle. Dass die Entscheidung über die Erstattung der Prozesskosten an die 
beklagte Partei auf Grund völkerrechtlicher Verträge vollstreckt würde, ist nach § 110 Abs. 2 
Nr. 2 ZPO ein eigenständiger Grund für die Befreiung von der Prozesskostensicherheitsleis-
tung. Art. 17 Abs. 1 HZPÜ 1954 verbietet generell die Auferlegung einer solchen Sicherheits-
leistung wegen der Ausländereigenschaft oder des Wohnsitzes respektive Aufenthalts im Aus-
land, weshalb im Streitfall schon § 110 Abs. 2 Nr. 1 ZPO einschlägig ist. Völlig zutreffend geht 
deshalb die Rechtsprechung davon aus, dass es für die Anwendbarkeit des Haager Überein-
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kommens über den Zivilprozess ohne Bedeutung ist, wenn etwa bürgerkriegsähnliche Zu-
stände die Durchführung des Abkommens erschweren, wie es in den achtziger Jahren im Li-
banon der Fall war (vgl. OLG Köln, Urt. v. 29.02.1984 - 13 U 228/83, RIW 1985, 495), oder wenn 
der Vertragsstaat auf Teilen seines Territoriums die Staatsgewalt nicht oder nicht vollumfäng-
lich ausüben kann wie derzeit die Ukraine auf dem Gebiet der sogenannten Volksrepublik Do-
nezk (vgl. LG München I, Urt. v. 13.11.2014 - 7 O 25677/11, juris = BeckRS 2014, 21775). Dass 
die Beklagtenseite im Obsiegensfalle ihren Kostenerstattungsanspruch nicht durchsetzen 
kann, ist auch in anderen Konstellationen ohne Weiteres möglich, beispielsweise wenn sie im 
Inland von einem Exterritorialen im Sinne der §§ 18 bis 20 GVG oder von einer vermögenslo-
sen Person verklagt wurde. 

2.  
In materiell-rechtlicher Hinsicht kommt die Berufungsbegründung auf den Einwand der Be-
klagten, bei der Eingabe oder Übermittlung des Startpreises sei ein Irrtum oder ein techni-
schen Fehler aufgetreten, der den (vorzeitigen) Abbruch der Auktion und die Streichung sämt-
licher Gebote erlaubt habe, zu Recht nicht mehr zurück. Gemäß der neueren Judikatur des 
Bundesgerichtshofs, die die Zivilkammer offenbar noch nicht berücksichtigen konnte, genügt 
es zwar für eine berechtigte Rücknahme des Angebotes, wenn ein Anfechtungsgrund vorliegt, 
weil die jeweilige Offerte – unter Berücksichtigung der […]-AGB – als unter einem entspre-
chenden Vorbehalt gemacht zu verstehen ist; einer unverzüglichen Anfechtungserklärung be-
darf es somit nicht (vgl. BGH, Urt. v. 08.01.2014 - VIII ZR 63/ 13, juris = BeckRS 2014, 01947). 
Dies hilft der Rechtsmittelführerin im Streitfalle aber nicht weiter, weil sie – ebenso wie bei 
einer Anfechtung – das Vorliegen eines einschlägigen Grundes zu beweisen hat. Beweisange-
bote hierfür fehlen nach wie vor. Erfolglos bleiben die Angriffe der Berufung gegen die tat-
sächlichen Feststellungen der Eingangsinstanz zu den materiellen Anspruchsvoraussetzungen. 
Diese unterliegen gemäß § 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO erst dann der Nachprüfung im zweiten Rechts-
zug, wenn konkrete Anhaltspunkte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollständigkeit der ent-
scheidungserheblichen Feststellungen begründen und deshalb eine erneute Feststellung ge-
bieten. So verhält es sich im Streitfall allerdings nicht. 

a)  
Der Senat hat bei seiner Entscheidung zu Grunde zu legen, dass der Kläger seinerzeit unter 
dem Mitgliedsnamen „a[…]“ beim Internet Auktionshaus […] registriert war, das Höchstgebot 
abgegeben hat und sich der Kaufpreis damals auf € 9.261,00 belief. Dass „a[…]“ am 07. No-
vember 2011 ein Maximalgebot von € 11.000,00 abgegeben hatte und sich das aktuelle Gebot 
eines anderen Bieters bei Abbruch der Aktion auf € 9.211,00 belief, hat die Eingangsinstanz 
im unstreitigen Teil des Tatbestandes, dem § 314 ZPO besondere Beweiskraft beimisst und 
der nicht im Verfahren nach § 320 ZPO berichtigt worden ist, als übereinstimmendes Partei-
vorbringen festgestellt (LGU 5). Daran muss sich die Beklagte in der Berufungsinstanz festhal-
ten lassen. Will sie es gleichwohl bestreiten, handelt es sich insoweit um ein neues Verteidi-
gungsmittel, das nach § 531 Abs. 2 Satz 1 ZPO keine Berücksichtigung mehr finden kann. Im 
Übrigen liegt eine Höchstgebotsbestätigung durch […] per E-Mail vor, von der ein Ausdruck 
zur Akte gereicht wurde (Anlage K18/GA I 113). Dieser stellt eine Urkunde dar, zumindest ein 
Augenscheinsobjekt, keineswegs aber ein Nullum, das völlig unbeachtlich wäre und nicht ver-
wendet werden dürfte (vgl. Jäckel, Das Beweisrecht der ZPO, 2. Aufl., Rdn. 626, m.w.N.). Der 
Beweiswert einer E-Mail an sich mag zwar im Allgemeinen nicht besonders groß sein. Absen-
dereigenschaft und Inhalt sind hier aber nicht streitig. Warum das Onlineauktionshaus zu 
Gunsten des Klägers und zum Nachteil der Beklagten Falschangaben machen sollte, ist nicht 
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ersichtlich. Einen Ausdruck betreffend die Gebotsübersicht hat der Anspruchsteller als Anlage 
K2 (GA I 7 und 7R) vorgelegt. Konkrete Einwendungen sind dagegen von der Anspruchsgegne-
rin nicht erhoben worden. Eine Registrierungsbestätigung von […] hat der Berufungsgegner – 
gleichermaßen als E-Mail-Ausdruck – mit der Anlage K19 (GA I 119) eingereicht. Die Berufungs-
führerin wendet dagegen im Kern ein, das Auktionshaus könne gar nicht wissen, wer tatsäch-
lich hinter einer Anmeldung stecke, da es keine Identitätsprüfung vornehme. Das ist für sich 
betrachtet gewiss richtig, verhilft dem Rechtsmittel im Streitfall indes nicht zum Erfolg. Denn 
wenn sich tatsächlich ein Dritter unbefugt mit den Personalien des Anspruchstellers als […]-
Mitglied angemeldet und unter Nutzung des entsprechenden Kontos Geschäfte abgeschlos-
sen hätte, wäre spätestens mit der Geltendmachung von Ansprüchen daraus eine Genehmi-
gung seitens des Klägers erfolgt, die in Fällen solcher Art ohne Weiteres möglich ist (vgl. hierzu 
BGH, Urt. v. 11.05.2011 - VIII ZR 289/09, Rdn. 10 und 12, juris = BeckRS 2011, 14449). Lediglich 
ergänzend sei an dieser Stelle noch darauf hingewiesen, dass sich bereits aus dem […]-Mit-
gliedsnamen selbst ein gewisser Hinweis auf den Anspruchsteller ergibt: A[…] steht im Russi-
schen und ?[…] im Ukrainischen für A[…], einen als absolut richtig erkannter Grundsatz, der 
selbst keines Beweises bedarf, und […] ist laut notariellem Beglaubigungsvermerk vom 07. 
Dezember 2015 (GA II 361) das Geburtsjahr des Berufungsgegners. 

b)  
Ohne Rechtsverstoß durfte das Landgericht schließlich das Gutachten des D[…]-Sachverstän-
digen Dipl.-Ing. K[…] L[…] vom 04. März 2013 (Sonderheftung) und dessen mündliche Erläute-
rungen im Verhandlungstermin am 09. September 2013 (GA II 167 ff.) zur Grundlage für die 
Ermittlung der Höhe des Schadens nach § 287 ZPO nehmen. Die Begutachtung stützt sich zwar 
in der Tat auf eine sehr schmale Faktenbasis. Dies beruht aber keineswegs auf einer unzuläng-
lichen Arbeitsweise des Gutachters, sondern ergibt sich aus der Natur der Sache. Bei dem 
Kaufobjekt handelt es sich um ein Fahrzeug, das auf dem deutschen Markt ein sogenannter 
Exot ist, weil es hier vom Hersteller selbst nicht vertrieben wurde und als Automobil mit ho-
hem Kraftstoffverbrauch keinen sparsamen Betrieb ermöglicht. Die Wertermittlung musste 
sich zudem auf den Zeitpunkt beziehen, in dem der Kaufvertrag zustande gekommen ist und 
bei ordnungsgemäßer Abwicklung zu erfüllen gewesen wäre. Verzugsschäden macht der Klä-
ger nicht geltend. Dass für die Wertermittlung nur wenige Vergleichsobjekte zur Verfügung 
stehen, kommt durchaus nicht selten vor. Soweit es um die Feststellung der ortsüblichen 
Miete oder Pacht geht, hat der Bundesgerichtshof schon vor vielen Jahren ausgesprochen, 
dass in den Fällen, in denen die Vergleichswertmethode mangels geeigneter Referenzobjekte 
nicht anwendbar ist, es sich regelmäßig als angebracht erweist, einen erfahrenen, mit der 
konkreten Marktsituation vertrauten Sachverständigen beurteilen zu lassen, welcher Mietzins 
für ein solches Objekt seiner Ansicht nach erzielt werden kann, wobei zwar mit einer größeren 
Schätzungstoleranz gerechnet werden muss, was aber hinzunehmen ist (vgl. BGH, Urt. v. 
13.06.2001 - XII ZR 49/99, Rdn. 19, juris = BeckRS 2001, 30186302). Ein solches Gutachten 
beruht im Kern auf den Erfahrungen des Sachverständigen, die er bei seinen Einschätzungen 
sehr wohl verwerten darf und auch soll. Dem wird das hier vorliegende Gutachten gerecht. Zu 
den Einwendungen der Beklagten hat sich der Sachverständige bei seiner mündlichen Anhö-
rung eingehend geäußert. Da es sich bei der Wertermittlung schon im Allgemeinen letztlich 
um eine Schätzung handelt, kann eine exakter Rechenweg, den die Anspruchsgegnerin offen-
bar vermisst, in Fällen der vorliegenden Art erst recht nicht aufgezeigt werden. Dies wird durch 
§ 287 ZPO auch keineswegs verlangt. Nichts spricht dafür, dass der erfahrene gerichtliche 
Sachverständige – wie die Berufung unter Hinweis auf das Protokoll vom 03. September 2013 
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meint (GA II 167, 170) – angenommen habe, die Zivilkammer gebe ihm einen Wert von 
€ 16.900,00 verbindlich vor, hinsichtlich dessen er lediglich Ab- und Zuschläge vornehmen 
dürfe. Die von ihm beschriebene Verfahrensweise der Wertermittlung lässt einen solchen 
Schluss nicht zu. Aus dem schriftlichen Gutachten ist ersichtlich, dass es sich bei den 
€ 16.900,00 um die Untergrenze der Preisvorstellungen der Inserenten handelt, die sich aus 
vom Gutachter zusammengetragenen Annoncen in Printmedien ergibt. Auch der Beweisbe-
schluss vom 12. September 2012 (GA I 131 ff.) bietet keinerlei Ansatzpunkte für verbindliche 
Wertvorgaben seitens des Landgerichts. Im Übrigen hat das Verb „vorgeben“ nicht allein die 
Bedeutung, einen obligatorischen Richtwert zu bestimmen. 

C.  
Der Kostenausspruch beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. Demnach fallen die Kosten des erfolglosen 
Rechtsmittels in vollem Umfange der Beklagten zur Last, weil sie es eingelegt hat. 

D.  
Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit des Berufungsurteils und der angegriffe-
nen Entscheidung folgt aus § 708 Nr. 10 ZPO sowie § 711 Satz 1 und 2 i.V.m. § 709 Satz 2 ZPO. 
Da die Voraussetzungen, unter denen ein Rechtsmittel gegen das zweitinstanzliche Urteil 
stattfindet, unzweifelhaft nicht gegeben sind (§ 543 und § 544 ZPO i.V.m. § 26 Nr. 8 Satz 1 
EGZPO), ist gemäß § 713 ZPO von Schutzanordnungen zugunsten der Beklagten abzusehen. 

E.  
Die Revision wird vom Senat nicht zugelassen, weil es an den gesetzlichen Voraussetzungen 
nach § 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO i.V.m. § 133 GVG fehlt. Die Rechtssache hat weder grundsätzliche 
– über den Streitfall hinausgehende – Bedeutung noch erfordert die Fortbildung des Rechts 
oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Bundesgerichts-
hofes als Revisionsgericht. Das Berufungsurteil beruht im Wesentlichen auf der Rechtsanwen-
dung im vorliegenden Einzelfall und auf der Würdigung von dessen tatsächlichen Umständen. 
Divergenzen zur höchstrichterlichen Judikatur oder zu Entscheidungen anderer Oberlandes-
gerichte, die höchstrichterlich noch ungeklärte Fragen mit Relevanz für den Ausgang des 
Streitfalles betreffen, sind nicht ersichtlich. 

F.  
Den Gebührenstreitwert für den zweiten Rechtszug hat der Senat bereits durch Beschluss vom 
12. August 2015 auf € 5.937,00 festgesetzt (GA II 329, 331). Diese Entscheidung beruht auf 
dem § 3 ZPO i.V. m. § 48 Abs. 1 Satz 1 und § 47 Abs. 1 Satz 1 GKG). 
 


